
Die Synode vom 19. November 2025 hat folgende Gesetzesänderungen beschlossen. 
Diese Änderungen treten am 1. April 2026 in Kraft. Hier vorab eine Zusammenfassung 
der beschlossenen Änderungen: 
 
Zu den Wahlen in der Synode: 
Künftig erfolgen nur noch die Wahlen der Mitglieder des Kirchenrats und des Rekursgerichts 
geheim. Die übrigen Wahlen erfolgen nur geheim, wenn die Anzahl der Wahlvorschläge die 
Anzahl der zu vergebenden Sitze übertrifft. Ist dies nicht der Fall, werden die Vorgeschlage-
nen in stiller Wahl gewählt bzw. vom Büro als in stiller Wahl gewählt erklärt. Dieser Wahlmo-
dus entspricht dem von der Synode für die Gesamterneuerungswahlen in den Kirchgemein-
den beschlossenen. 
Sodann präzisiert der Kirchenrat die Ausstandspflicht bei Wahlen dahingehend, dass sie nur 
bei der Ermittlung des Wahlergebnisses gilt, nicht aber bei der Wahl selbst. 
 
Zur Governance des Kirchenrates und der Landeskirchlichen Dienste: 
Die beiden Funktionen Kirchenratspräsidium und Geschäftsführung der Landeskirchlichen 
Dienste können sowohl in Personalunion durch das Kirchenratspräsidium (100%) als auch 
getrennt, vom Kirchenratspräsidium (60%) und der Kirchenschreiberin oder dem Kirchen-
schreiber oder einem Mitglied der Geschäftsleitung (40%), ausgeübt werden. 
 
Zu den Mindestkriterien für autonome Kirchgemeinden und Interventionsmöglichkei-
ten des Kirchenrates: 
Dem Kirchenrat wurden von der Synode Kompetenzen gegeben, damit er Kirchgemeinden 
bei der Finanzplanung unterstützen und sie vor Zahlungsunfähigkeit bewahren kann. Der mit 
einer Zahlungsunfähigkeit zusammenhängende Imageschaden für die ganze Landeskirche 
und die durch sie entstehende Haftungsproblematik sollen vermieden werden. 
Die Kirchgemeinden stehen vor grossen finanziellen Herausforderungen. Der Worst Case, 
dass eine Kirchgemeinde zahlungsunfähig würde, ist nicht mehr undenkbar und muss unter 
allen Umständen verhindert werden.  
 
Die Funktion des Kirchenrates in der Gemeindeentwicklung und seine Rolle als 
Aufsichtsbehörde wurden von der Synode gestärkt. In der Gemeindeentwicklung hat der 
Kirchenrat das Recht bekommen, geschäftsrelevante Unterlagen von den Kirchenpflegen 
einzufordern und ihnen Auflagen beim Voranschlag machen zu können. Verstösst eine 
Kirchenpflege gegen die Auflagen, so kann der Kirchenrat ein Kuratorium errichten. Als 
Aufsichtsbehörde hat der Kirchenrat das Recht bekommen, den Steuerfuss einer 
Kirchgemeinde festzusetzen und Immobilien aus dem Verwaltungs- ins Finanzvermögen zu 
überführen, vorausgesetzt, das Eigenkapital einer Kirchgemeinde ist negativ und ihre 
Rechnung weist einen Aufwandüberschuss aus. Diese starken Interventionsmöglichkeiten, 
welche die Kompetenzen der Kirchgemeindeversammlung übersteuern, sind an objektive 
Mindestkriterien für autonome Kirchgemeinden gebunden. Der Kirchenrat definiert zwei 
Mindestkriterien, bei deren Nichterfüllung eine Kirchgemeinde nicht mehr als autonom zu 
betrachten ist: 1. Jede Kirchgemeinde verfügt über eine Pfarrstelle im Umfang von 
mindestens 50 Stellenprozenten. 2. Jede Kirchgemeinde muss bei einem negativen 
Eigenkapital einen Ertragsüberschuss ausweisen. Bei der Einhaltung von beiden Kriterien 
kann davon ausgegangen werden, dass ein ausreichendes Gemeindeleben existiert, und 
dieses auch finanzierbar ist. 
 
Zu den unentgeltlichen kirchlichen Handlungen und zur Nutzung des liturgischen 
Orts: 
Die Synode hat einen Grundsatzentscheid zum unentgeltlichen Vollzug von kirchlichen 
Handlungen und der zugehörigen Nutzung von liturgischen Orten für Mitglieder der Refor-
mierten Kirche Aargau in allen Kirchgemeinden gefasst. Die entsprechenden Rechtsgrundla-
gen, welche diesen Grundsatzentscheid umsetzen sollen, werden voraussichtlich im Jahr 
2026 der Synode vorgelegt, so dass die neuen Bestimmungen zu Beginn der neuen Amtspe-
riode in Kraft treten können. 



 
 
Zur Aufsicht des Kirchenrates bei Konflikten: 
Die Aufsicht bei Verletzungen von Verwaltungspflichten bleibt weiterhin bei der Kirchen-
pflege, diejenige bei Verletzung von Amtspflichten weiterhin beim Kirchenrat angesiedelt. Im 
Wesentlichen werden also die Verfahren bei Konflikten und die Disziplinarverfahren verein-
facht und beschleunigt. Auch wenn die zweigeteilte Aufsicht über die ordinierten Dienstneh-
menden besteht, erkennt der Kirchenrat zusätzlich das Erfordernis, die Kirchenpflegen na-
mentlich bei unlösbaren Konflikten zu entlasten, bei denen eine weitere Zusammenarbeit für 
die Betroffenen nicht mehr zumutbar ist. 
 
Die Synode hat folgende Massnahmen beschlossen: Die Aufsicht über Ordinierte ist dann 
ausschliesslich beim Kirchenrat anzusiedeln, wenn sowohl eine Verletzung von Amtspflich-
ten als auch eine solche von Verwaltungspflichten in Frage steht. Sodann wird auf den bis-
her obligatorischen Einbezug der Dekanatsleitungen verzichtet. Den Dekanatsleitungen wird 
in Konfliktsituationen lediglich eine beratende Rolle zugeordnet. Zudem wird dem Kirchenrat 
bei unlösbaren Konflikten eine erhöhte Verantwortung übertragen, um die Kirchenpflegen zu 
entlasten. In diesem Zusammenhang wird, auf das Abwahlverfahren von Ordinierten inskünf-
tig verzichtet. Stattdessen können die Kirchenpflegen neu beim Kirchenrat die Überprüfung 
der Wählbarkeit von Ordinierten verlangen. Liegt «nur» ein Konflikt vor, und werden die Ordi-
nierten zur Führung des Amtes nicht als unwürdig oder unfähig befunden (§ 13 Abs. 2 Ver-
ordnung zur Wahlfähigkeit und Wählbarkeit der ordinierten Dienste [VWW, SRLA 4.2-2.1]), 
so kann der Kirchenrat die Wählbarkeit für diese bestimmte Gemeinde entziehen. Die Ordi-
nierten bleiben in den anderen Kirchgemeinden der Reformierten Kirche Aargau weiterhin 
wählbar. Bei lösbaren Konflikten, bei denen eine Zusammenarbeit grundsätzlich nach wie 
vor erwünscht ist, aber verbessert werden muss, soll das bisherige Instrumentarium von Be-
ratung und Disziplinarmassnahmen zur Anwendung gelangen. 
 
Zur Teilnahme an Kirchenpflegesitzungen von ordinierten Diensten mit kleinen Stel-
lenpensen: 
Die Kirchgemeindeversammlung bestimmt die Anzahl der Sitze der ehrenamtlichen Mitglie-
der der Kirchenpflege. Sie kann die Anzahl Sitze der ordinierten Dienstnehmenden, die der 
Kirchenpflege von Amtes wegen angehören, beschränken. Die Beschränkung erfolgt pro or-
diniertem Dienst getrennt und darf einen Sitz nicht unterschreiten. 
 
Ist die Anzahl Sitze der ordinierten Dienstnehmenden beschränkt, bestimmen Pfarrerinnen 
und Pfarrer sowie Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone jeweils für eine Amtsperiode, wer 
Einsitz in die Kirchenpflege nimmt. Können sie sich nicht einigen, entscheidet das höhere 
Pensum (1. Rang) oder das Los (2. Rang). 


